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Statuten

l. FIRMA, DAUER, SITZ UND ZWECK DER GESELLSCHAFT

Art. 1: Firma, Dauer und Sitz

unterde!; F,irma private Eql"ty .HOI.din9-AG (private E(luity Holdin9 SA, Private Equity Holding Ltd. ) besteht auf unbe-
stimmte Zeit eine Aktiengesellschaft im Sinne der Art. 620 ff. OR mit Sitz in Zug.

Art. 2: Zweck

Zweck der Gesellschaft ist der Kauf, der Verkauf und das Halten von Beteiligungen an anderen Gesellschaften, deren
Verwaltung und Finanzierung. ~ " ---. ---..-..,

Die-Gesellschaft tätigt direkt oder... 'ndirekt lnvestitionen in ein breit diversifiziertes Risikokapital-Portfolio. Zu diesem
Zweck kann sie in professionell geführte, auf Private Equity, Infrastruktur oder Private Debtspezialisiertelnvestm'e'ntve'^
hikel sowie direkt in einzelne Unternehmen oder Projekte investieren. Die Einzelheiten der AniagepolitiksJn'd'vom'Ve'r-
waltungsrat in einem Reglement festzulegen.

Die Gesellschaft kann Tochtergesellschaften und Zweigniederlassungen im In- und Ausland errichten und ausserdem al-
le Rechtshandlungen vornehmen, die der Zweck der Gesellschaft mifsich bringen kann.

II. AKTIENKAPITAL, AKTIONÄRSEIGENSCHAFT, AKTIEN, AKTIENÜBERTRAGUNG

Art. 3: Aktienkapital

Das Aktienkapital der Gesellschaft beträgt CHF 15'300'000 und ist eingeteilt in 2'550'QOO Namenaktien mit einem Nenn-
wert von je CHF 6. 00. Sämtliche Aktien sind voll einbezahlt.

Art. 3a: Genehmigtes Kapital

[Gestrichen]

Art. 3b: Bedingtes Kapital

Das Aktienkapital der Gesellschaft gemass Art. 3 der Statuten wird im Maximalbetrag von CHF 9, 000, 000 erhöht durch
Ausgabe von höchstens 1, 500, 000 vollständig zu liberierenden Namenaktien von je CHF 6.00 Nennwert^davon"
a. bis zu einem Betrag von maximal CHF 3, 000, 000 durch Ausübung von Öptionsrechten, " die'den "Aktionären ae-

währt werden;

bis zu einem Betrag von maximal CHF 6, 000, 000 durch Ausübung von Options- oder Wandelrechten, die in Ver-
bindung mit Anleihensobligaüonen oder ähnlichen Verpflichtungen'der Gesellschaft oder von'Konzemaesellschaf-
ten eingeräumt werden.

b.

Im Falle von Abs_1 lit. a darf das Bezugsrecht der bisherigen Aktionäre nur ausgeschlossen werden, wenn die Zuteili
der Optionen im Rahmen einer Kapitalerhöhung erfolgt, an der sich alle Aktionäre und Aktionärinnen'ihrerbish'eriae'n'Be3
teiligung entsprechend beteiligen können.

!mlFalle. TOnA. b.s'-1Jit', bdarfd.as voroe9zeichnun9srecht durch Beschluss des Verwaltungsrates ausgeschlossen oder
eingeschränkt werden (1) zur Finanzierung des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder'Beteiliaunaen oder
von neuen Investitionsvorhaben der Gesellschaft oder (2) zur Emission von Options- oder Wandelanleihen"aufdem'K^
pi.talma.rkt'-wobeidiesfalls (i) d.ie ^»sprechenden Anleihen zu Marktbedingungen im Publikum zu"platzie'rensind~(ii)dre
S?.̂ g.!^st. -d!LO-p,tic!1s'_,oderwan^l.rechte höchstens zehn Jahre ab dem Zeitpunkt der EmissioTbetragen'darfund
(iii) der Ausübungspreis für die neuen Aktien mindestens den Marktbedingungen im Zeitpunkt'derimission'^
muss.
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Art. 4: Aktionär

Die Gesellschaft anerkennt für jede Aktie nur einen Berechtigten. Über die ausgegebenen Aktien wird ein Aktie
l, in welchem die Namen und Adressen der jeweiligen Eigentümer eingetragen sind. Die Gesellschaftföhrtein'W^rt-

rechtebuch über die ausgegebenen Wertrechte, in das die Anzahl und Stuckelung der ausgegebenen Wertrechte sowie
die ersten Nehmer eingetragen sind.

Der Gesellschaft gegenüber gilt nur derjenige als Aktionär, der im Aktienbuch eingetragen ist.

Art. 5: Aktien

Die Namenaktien werden in Form von Wertrechten ausgegeben. Der Aktionär hat keinen Anspruch auf Druck, Heraus-
gäbe und Auslieferung von Wertpapieren, jedoch einen Anspruch auf Ausstellung einer Besch'einiguna'über'die v'onlhm
gehaltenen Namenaktien.

a. Bucheffekten

Die Gesellschaft kann als Bucheffekten verwahrte Aktien aus dem Verwahrungssystem zurückziehen. Die Ül
der als Bucheffekten geführten_Namenaktien und die Bestellung von Sicherheiten an diesen Bucheffekten~nchtenasic^
na5h^c!en B!?tir!1mul1??n des Bucheffektengesetzes Eine Zession von Bucheffekten ist ausgeschlosse'n. ' 'Die'Geseli-^
schaft kann für die^im Verwahrungssystem als Bucheffekten geführten Aktien jederzeit von ejner'Formzu'randem'wech-
sein (Wertpapier / Gtobalurkunde / Wertrecht). Die Gesellschaft trägt die Kosten dafür.

b. Aktien ausserhalb des Verwahrungssystems
Die Gesellschaft kann als Bucheffekten ausgegebene Aktien aus dem Verwahrungssystem zurückziehen. Mit der Zu-
Stimmung des Aktionärs kann die Gesellschaft ausgegebene Urkunden, die bei ihr eingeliefert werden. annuiiieren und
aufe'?,ene Kosten. d"rch.wertrechteersetzen- Die Gesellschaft kann auf eigene Kosten"jederzeit'unverbriefte"Namenak"-
tlen(wertrechte)d"rch E.lnzelti.tel'. zertifikate od.e^ Slobalurkunden (Wertpapiere) ersetzen sowie ein'emei'nziaen'Au'fbe-
wahrer anvertraute Einzeltitel,^ Zertifikate oder Globalurkunden (Wertpapiere) durch Wertrechte ersetzen'. NaminaktienJn
For.mvon. wertpapiere", sindfortlaufe. nd zu nummerieren und von zwefMitgiiedem des Verwaltungs7ates'koiiekth/"z'uun'^
terzeichnen. Der Gesellschaft steht das Recht zu, anstelle einzelner Aktientitel Zertifikate auszugeben"weiche"auTeine
Mehrzahl von Aktien lauten.

Durch Beschluss der Generalversammlung können Namenaktien in Inhaberaktien umgewandelt werden.

Art. 6: Übertragung von Namenaktien

DleEintragu"g im Aktienbuch. setzt einen Ausweis über den Erwerb der Namenaktie zu Eigentum oder die Begrür
einer Nutzniessung voraus. Die Gesellschaft bescheinigt die Eintragung auf der Aktienurkunde", sofern eine'Mlche'be"
steht.

Nach Versand der Einladung zur Generalversammlung bis zum Tage nach der Generalversammlung werden keine Ein-
(Tagungen im Aktienbuch vorgenommen.

Art. 6bis: Opting-out

Em Erwerber von Aktien der Gesellschaft ist nicht zu einem öffentlichen Kaufangebot gemäss Artikel 32 des BEHG ver-
pflichtet.

III. ORGANE DER GESELLSCHAFT

Art. 7: Allgemein

Die Organe der Gesellschaft sind:

A. Die Generalversammlung
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B. Der Verwaltungsrat
C. Die Revisionsstelle

A. DIE GENERALVERSAMMLUNG

Art. 8: Befugnisse

Der Generalversammlung stehen folgende unübertragbare Befugnisse zu:
a. Festsetzung und Änderung der Statuten;

Entgegennahme von Bericht und Antrag der Revisionsstelle;
Genehmi9y"g des Jahresberichtes, der Jahresrechnung und der Konzernrechnung;
Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes, insbesondere die Festsetzuna der Dividendfi-
Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrates; ' --... -. -.. -..^,
Wahl und Abberufung der einzelnen Mitglieder des Verwaltungsrates;
Wahl und Abberufung des Präsidenten des Verwaltungsrates;'
Wahl und Abberufung der einzelnen Mitglieder des Vergütungsausschusses;
Wahl und Abberufung des unabhängigen Stimmrechtsvertreters;
Wahl und Abberufung der Revisionsstelle;
Gesonderte Genehmi9"ng der Gesamtbeträge der Vergütungen des Verwaltungsrates und des für die
schäftsführung verantwortlichen Delegierten;
Beschlussfassung über atle Ge9e"stände, die ihr durch Gesetz oder Statuten vorbehalten sind oder ihr durch
den Verwaltungsrat vorgelegt werden.

b.
c.

d.
e,
f.
g.
h.
i.

j.
k.

Art. 9: Ordentliche und ausserordentliche Generalversammlungen

Die ordentliche Generalversammlung findet jedes Jahr innerhalb von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahstatt. res

Ausserordenüic.heGe"eratversammlunge". werdenle "ach Bedürfnis einberufen. Sie finden statt auf Beschtuss der Ge-
n!ralye rsamml. un9_oder des verwalt"ngsrates, auf_Begehren der Revisionsstelle oder wenn e'in oder'mehrere"Aktion^
der.enAktien-zusammenm. indeste.n.s den zehnten Teildes Aktienkapitals darstellen, in einer schrifflichen"E'in'aabeaun'3en>

. und der Anträge die Einberufung verlangen.

Art. 10: Einberufung

,
Die-Einb!rufungder. ordentIichen Generalversammlung erfolgt durch den Verwaltungsrat oder nötigenfalls durch die Re-
visionsstelle mindestens zwanzig Tage vor dem Verhandlungstag mittels Brief an die eingetragenoen"Akäonare"uund ',
zeige in den Publikationsorganen der Gesellschaft.

In der Einberufung sind folgende Angaben zu machen:
a. Ort und Zeit der Versammlung;

^erh.an.c!l^. ngsge?enstän<:le'die vom verwaltungsrat traktandiert werden, und Anträge dazu;
durc^h Aktionäre beantragte Verhandlungsgegenstände und Anträge dazu, soweird ies~gesetzlich oder durch

vorgesehen ist;
Art des Ausweises über den Aktienbesitz;
S!^e^.ei.tern^r?ie"Erteiluncl^n schrifflichen ""d elektronischen Vollmachten und Weisungen;
Hinweis auf die Auflage von Dokumenten am Gesellschaftssitz zur Einsicht der Aktionäre.'

DleAbsätze-l_und2 oben. ?eltenauch tör die Einberufung von ausserordentlichen Generalversammlungen, wobei ie
doch_nach. Ermessendes verwalt""gsrates die Veröffentlichung in den Publikationsorganender'Gesel^chaft"
der schriftlichen Einladung treten kann.
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Art. 11: Traktandierungsanträge

Auf die Tagesordnung sind auch Verhandlungsgegenstände und Anträge zu setzen, die durch Aktionäre, die Aktien im
Nennwert von einer Million Franken vertreten, spätestens 30 Tage vor'dem Versammlungstag schrifUich beim'Verwal-
tungsrat eingereicht worden sind.

^ntr^. zu,nicht ge!1örig an9ek"ndigten Verhandlungsgegenständen können auf Beschluss der Generalversammlung
^r Diskussion zu9elassen werden. Eine Beschlussfassung ist jedoch erst in der nächsten Generalversammlung mög°-
lich. Ausgenommen sind die Anträge auf Einberufung einer ausserordentlichen Generalversammlung oder auf Durchfuh-
rung einer Sonderprüfung.

Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Verhandlungsgegenstände bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung.

Art. 12: Universalversammlung

Die Eigentümer oder Vertreter sämtlicher Aktien können eine Generalversammlung ohne Einhaltung der für die Einberu-
fung vorgeschriebenen Formvorschriften abhalten, falls kein Widerspruch erhoben'wird. Eine aufdiese'Weiseeinberufe-
ne Universalversammtungjonn über alle in den Geschäftskreis der Generalversammlung fallenden Gegenstände gultie
beschliessen, solange die Eigentümer oder Vertreter sämtlicher Aktien anwesend sind.

Art. 13: Mitgliedschaftsrechte, Stimmrecht, Vertretung

Die Mitgljedschaftsrechte kann ausüben, wer im Aktienbuch als Aktionär eingetragen ist. Der Verwaltungsrat trifft die für
die Feststellung der Stimmrechte erforderlichen Anordnungen.

ln der Generalversammlung berechtigt jede Aktie zu einer Stimme. Bei Beschlüssen über die Entlastung des Verwal-
tungsrats haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung teilgenommen haben, kein Stimmrecht.

Jeder stimmberechtigte Aktionär kann sich an der Generalversammlung durch eine schriftlich bevollmächtigte Person,
die nicht Aktionär zu sein braucht, oder durch den unabhängigen Stimmrechtsvertreter vertreten lassen. Der Verwa\-
tungsrat entscheidet über die Gültigkeit der Vollmacht.

Die Organstimmrechts- und Depotstimmrechtsvertretung ist ausgeschlossen.

Art. 13a: Unabhängiger Stimmrechtsvertreter

Die Generalversammlung wählt jährlich den unabhängigen Stimmrechtsvertreter. Wird eine juristische Person oder eine
Personengemeinschaft gewählt, so bestimmt diese die natürliche Person, welche den unabhängigen Stimmrechtsvertre^
ter an der Generalversammlung mit schriftlicher Vollmacht vertritt.

[?i^u."ab,hän9.'?,keit des stimmrechtevertretere darf weder tateächlich noch dem Anschein nach beeinträchtigt sein und
richtet sich im Übrigen sinngemäss nach Art. 728 Abs. 2 - 6 OR.

Hatdie Gesellschaft keinen unabhängigen Stimmrechtsvertreter, ernennt der Verwaltungsrat den unabhängigen Stimm-
rechtsvertreter für die nächste Generalversammlung.

Die Amtsdauer des unabhängigen Stimmrechtsvertreters endet mit dem Abschluss der nächsten ordentlichen General-
Versammlung. Wiederwahl ist möglich. Eine Abberufung durch die Generalversammlung erfolgt mit Wirkung aufdas'En-
de dieser Generalversammlung.

Vollmachten und Weisungen können nur für die kommende Generalversammlung erteilt werden. Neben der schriftlichen
Vollmachts- und Weisungserteilung können die Aktionäre dem unabhängigen Stimmrechtsvertreter auch elektronisch
Vollmacht und Weisung erteilen. Alle von einem Aktionär gehaltenen Aktien'können nur von einer Person vertreten'wer-
den.

^L^el^?!tun-g-?-ra. t. ist zuständi9- im^Hinblick auf eine Generalversammlung die Weisungsordnung für die unabhängige
Stimmrechtsvertretung zu erlassen. Er kann die Einzelheiten der Weisungsordnung in einem Reglement festlegen >u'^d
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darinjnsbesondere auch bestimmen, unter welchen Voraussetzungen unter Einhaltung der rechtlichen Vorgaben eine
gültige Weisungserteilung an die unabhängige Stimmrechtsvertretung vorliegt.

Art. 14: Durchführung der Generalversammlung

Die Generalversammlung steht unter dem Vorsitz des Präsidenten des Verwaltungsrates. Ist dieser verhindert, so wählt
die Generalversammlung den Vorsitzenden.

Der Vorsitzende bezeichnet die erforderlichen Stimmenzähler sowie einen Protokollführer, die nicht Aktionäre oder Akti-
onärsvertreter sein müssen.

Der Vorsitzende trifft alle zur Verhandlungsleitung erforderlichen Anordnungen.

Art. 15: Protokoll

Über die Verhandlungen wird ein Protokoll geführt, das vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist.
Dieses hält fest:

a. Anzahl, Art, Nennwert und Kategorie der Aktien, die von Aktionären oder ihren Bevollmächtigten bezie
weise vom unabhängigen Stimmrechtsvertreter vertreten werden;

b. Beschlüsse und Wahlen;
c. Begehren um Auskunft und darauf erteilte Antworten;
d. von Aktionären zu Protokoll gegebene Erklärungen.

Art. 16: Beschlussfassung

?!^Ge^eralversarT?m!UJ19.. fa?st ihre Beschlüsse und vollzieht ihre Wahlen mit der absoluten Mehrheit der abgegebenen
Aktienstimmen, wobei Enthaltungen nicht als abgegebene Aktienstimmen gelten.

Vorbehalten bleiben Art. 704 Abs. 1 und 2 OR und abweichende Bestimmungen in diesen Statuten.

Abstimmungen und Wahlen erfolgen offen, wenn der Vorsitzende nicht etwas anderes anordnet oder sofern nicht einer
oder mehrere Aktionäre, die zusammen über mindestens 5 % der vertretenen Aktien verfügen, geheime Abstir
verlangen.

B. DER VERWALTUNGSRAT UND DER VERGÜTUNGSAUSSCHUSS

Art. 17: Wählbarkeit, Mandatsdauer und Mandate ausserhalb der Gesellschaft

Der Verwaltungsrat besteht aus mindestens drei Mitgliedern, die Aktionäre sein müssen.

Die Mitglieder des Verwaltungsrates, der Präsident des Verwaltungsrates sowie die Mitglieder des Vergütungsausschus-
ses werden einzeln jeweils für die Dauer von einem Jahr gewählt, wobei unter einem Jahr die Zeit vom Tage der Wahl
bis zum Abschluss der nächsten ordentlichen Generalversammlung zu verstehen ist. Eine Wiederwahl ist zulässig.

Befristete Arbeits- bzw_ Mandatsverträge mit Mitgliedern des Verwaltungsrates dürfen eine feste Vertragsdauer von bis
zu einem Jahr haben. Die Kündigungsfrist bei unbefristeten Arbeits- bzw. Mandatsverträgen beträgt maximal 12 Monate.'

Kein Mitglied des Verwaltungsrates kann mehr als zehn zusätzliche externe Mandate wahrnehmen, wovon nicht mehr
als fünf in börsenkotierten Unternehmen. Nicht unter diese Beschränkung fallen a) Mandate in Unternehmen, die durch
^!, ?-.̂ !!lscha^^ontrollielt we.rden..?.cler die die Gese"schaft kontrollieren, sowie b) Pro-Bono Mandate in Vereinen7ge-
meinnützigen Stiftungen Familienstiftungen sowie Personalfürsorgestiftungen. Kein Mitglied des Verwaltungsrateskann
led-o^h"T^L^1.^.20_sol?he, rpLO. B';?no'Ma!1. da^. wahmehmen- Als Mandate gelten Mandate im obersten Leitungsorgan,
der Geschäftsleitungoder im Beirat einer Rechtseinheit, die zur Eintragung ins Handelsregister oder in ein entsprechet
des ausländisches Register verpflichtet ist. Externe Mandate in verschiedenen Rechtseinheiten, die unter einheitlicher
Kontrolle oder gleicher wirtschaftlicher Berechtigung stehen, gelten als ein Mandat im Sinne dieser Bestimmung.
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Art. 18: Organisation

Dw. veT'altu"^srat konstituiert sich selbst, mit Ausnahme des Präsidenten und der Mitglieder des Vergütungsausschus-
se!'.die vondeJGeneralversammlun9 gewählt werden. Er bestimmt aus seiner Mitte einen oder zwei' VJzepräsidenten
und den Sekretär, der nicht dem Verwaltungsrat angehören muss.

^Ldas^m!, de^ präs.identen val?antl so übemimmt der Vizepräsident (bei zwei Vizepräsidenten der Amtsältere) das Prä-
sjdium für die Dauer bis zur nächsten ordentlichen Generalversammlung. Ist kein Vizepräsident bestimmt, -so ernennt der
Verwaltungsrat aus seiner Mitte einen Präsidenten bis zum Abschluss der nächsten ordentlichen Generalversammlung.'
Ist der Vergütungsausschuss nicht vollständig besetzt, so besetzt der Verwaltungsrat für die Dauer bis zum Abschluss
der nächsten ordentlichen Generalversammlung aus seinen Mitgliedern allfällige Vakanzen.

Art. 19: Aufgaben

Der Verwaltungsrat beschliesst über alle Angelegenheiten, die nicht gemäss Gesetz oder Statuten der Generalvereamm-
lung vorbehalten sind.

Art. 20: Geschäftsführung und deren Übertragung

Den Mitgliedern des Verwaltungsrates steht die Führung der Geschäfte der Gesellschaft gesamthaft zu, soweit diese
nicht rechtsgültig übertragen ist.

DerYerwaltungsl'at  t ermächti9t' unter Vorbehalt von Art. 716a OR, die Geschäftsführung nach Massgabe eines von
?Tiu-e>r,l!!s.!^.d!^o-l?-ani!ä?tio"sre9ITmente. s. ^.a!1z ?.der zum Teil. an einzelne Mitglieder, insbesondere einen "Delegier-
ten des Verwaltungsrates oder an andere natürliche Personen zu übertragen. Das'Reglement ordnet die'Geschaftsfuh-
rung, bestimmt die hierfür erforderlichen Stellen, umschreibt deren Aufgaben und regelt'die Berichterstattung.'

Die Bestimmungen der Abs. 3 und 4 von Art. 17 gelten analog für die Personen, die mit der Geschäftsführuna der Ge-
Seilschaft betraut sind.

^ Ye^ö^n^erwalt. ur!i"k,ann ,r!ach Mass9abe eines yom Verwaltungsrat zu erlassenden Organisationsreglementes
^ !^9.fu,n.d ,^TS !chrift"ch?, n, vel?.ra?es^uch an Junstische Personen übertragen werden. Die Entschädigung richtet
sich nach der Höhe der verwalteten Nettoaktiven, der Marktkapitalisierung der Gesellschaft und der Wertentwlckllina'des
Vermögens, wobei sowohl eine sog. Hurdle Rate als auch eine sog. High-'Water-Mark vorzusehen sind^

Art. 21: Vertretungsberechtigung

?fLY!l^!!tlings-ralvertritt. die Ges?lsch?ft nach. aussen' Die Vertretung steht allen Mitgliedern des Verwaltungsrates
?T^T-S.Tiu"!?!e?. ^"_ich.tsand,eres bestimmt-Er kann im Rahmen des Gesetzes, dieser Statuten und des Organi'-
sationsreglementes die Vertretung einem oder mehreren Mitgliedern (Delegierten) oder Dritten übertragen.

Art, 22: Einberufung von Sitzungen

?^. -E^berufu1g_v0?. v!rwa!tu?. gsrajssi. tzung-en erfol9tdurch den Präsidenten und bei dessen Verhinderung durch den
Sekretär, so oft es die Geschäfte erfordern. Ein Verwaltungsratsmitglied kann vom Präsidenten die unve'rzufliicheiinbe^
mfung unter Angabe von Gründen verlangen.

Einladungen sollen unter Angabe der Traktanden in angemessener Frist vor der Sitzung verschickt werden.
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Art. 23: Beschlussfassung an der Verwaltungsratssitzung

Unter Vorbehalt von Art. 24 fasst der Verwaltungsrat seine Beschlüsse und vollzieht seine Wahlen an
Sitzungen mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen, wobei der Vorsitzende Stichentscheid hat.

DeLverwaltungsratJst beschlLlssfähi9.. wenn die Mehrheit seiner Mitglieder an der Verwaltungsratssitzung anwesend ist;
Teilnahme per Telefon- oder Videoverbindung ist möglich. Ausgenommen sind Beschlüsse'JmZusa'mme^han'a'mi't'Ka'Di^
talerhöhungen, bei denen die Quorumsvoraussetzung nicht gilt."

Art. 24: Zirkulationsbeschluss

Besch. lüsse und wahlen können l:>h.ne Durchführu"9 einer Verwaltungsratssitzung auf dem Wege der schriftlichen Zu-
Stimmung zu einem Antrage gefasst bzw. vollzogen werden, sofern nicht ein Mitglied die mündlfche
Zirkulatjonsbeschlüsse bedürfen zu ihrer Annahme der Einstimmigkeit. Die Verfahrensleitung zur Fassung des Zjrkulati-
onsbeschlusses obliegt dem Präsidenten des Verwaltungsrates.

Art. 25: Protokoll

?-e-rs_el<^tär. d^s verwaltun9srates führt über die Verhandlungen und Beschlüsse des Verwaltungsrates ein Protokoll,
das von ihm und vom Vorsitzenden zu unterzeichnen ist. * - - ^--- ..... . -..-,"

Art. 26: Entschädigung (Grundsätze)

^.ls-?.e.9e-"l,eistun?. f^, Jh.rT B.ean.spruc. hung. s0^?fur ihre a"9er"eine Verwaltungstätigkeit und die ihnen gesetzlich über-
.
b.u-rLS!n^r^o^oh, k,eiten,.bezieh!n die. Mit9'ieder_des-Verwaltungsrates und der für die Geschäftefeitung'verant-
^o??lF^le9^rt^^s^e?w^?srate^zuJa^nder Erfolgsrechnun9 eine vom Geschäftser9ebnisunab^
te Entschädigung. Eine erfolgsabhängige Entschädigung ist ausgeschlossen. Sie erhalten weder Kredite'noch'D^rlehen
und sind an keinen Erfolgs- und Beteiligungsplänen beteiligt.

?!!-^sam?LÖ?.e,d!r Entechädi9ungen an die Mitglieder des Verwaltungsrates wird vom Verwaltungsrat der Generalver-
!!^.n?Jä,h/Hli^f^r_<^SJa. "!!,n?e. Geschäftslahr. ?ur verbindlichen Genehmigung vorgelegt. Dasselbe gilt fö'r'die'Ent-
schadJ9""9 des für die Geschäftsleitung verantwortlichen Delegierten des Verwaltungsrates"Darüber wird'separatabge-

D^.v^altun9sra, t,kann festle9en. dass_die Vergütung ganz oder teilweise in Form von Beteiligungsrechten an der Ge-
!!!!??^ !us-glr!!;htet, wir<:l> wobe'diese Beteiligungsrechte für einen Teil oder die gesamte feste Vergutungvon der Ge-
Seilschaft zum Börsenkurs gekauft und anstelle der festen Vergütung ausgerichtet werden. Der Vemaltunasrat'teaTin
diesem Fall auch den Zeitpunkt der Zuteilung und gegebenenfalFs die DaueF einer allfälligen Haltefristfe'st'.'

^i^Ldel'.dur^dil?^e. ^lvereal?f1mlung bereite Senehmigte Gesamtbetrag für die Vergütung des Delegierten bzw. der
Mitglieder der Geschäftsleitung nicht aus, um die Vergütung an eine oder mehrere Personen auszun7chten, 'die"e'rst"nach
^r-Le, ^Tnfrdent!ic!1. Tn, Ge^eralv?r?amTlung zu.? Dele9ierten bzw. in die Geschäftsleitung ernannt wurdet, so'ist die
Gese"schaft emächtigtjecler solchen, person für die laufende Vergütungsperiode einen<'Zusatzbetrag~als'Vei:güf
auszurichten. Der Gesamtbetrag für solche Zusatzbeträge darf je Vergütungsperiode 50% der währeniJ'de'MetztendreI
^^em_s, 9^a.^ta^den Dele9ierten bzw- die Geschäftsleitung ausgerichteten durchschnittlichen jährlichen Gesamtver-
^n-9. ^c.h^?!LS^'g.en: Del', zussltzbetra9, dar[ nur verwendet werden, wenn der von der Generalversammlung'b'e-
?!l^rt.!.̂ a-?tbet1^9 derye r9utun9en des Delegierten bzw. der Geschäftsleitung bis zur nächsten Abstimmung der

?-n.!Sve^a^n?,. flirdJev?rgütun. 9e". des. neuen D?le.glert?n bzw-der neuen Mit9'ieder der Geschäftsieitunganicht
aul?"?ht ?.'e Generalvereammlung stimmt nicht nachträglich über den verwendeten Zusatzbetrag"ab.'~Reicht~d^r'Zu'-'
satzbetrag für die Entschädigung des neuen Delegierten bzw. von neuen oder zusätzlichen Mitgliedern der GeschaftsTei-
tung nicht aus, so kann der übersteigende Betrag nur nach Genehmigung durch die nächste ordentliche'Generaiver-
Sammlung ausbezahlt werden.

!:!.hnt^i! ?^!^LVersa.mr!11^9 d^n Antra9 cles verwaltungsrates über die Gesamtentschädigung des Verwaltungsrates
bzw^des Delegierten ab, ist der Verwaltungsrat berechtigt, der Versammlung einen modifizierten Antrag" miF'ein'e'r'tiefe"-
ren Gesamtsumme vorzuschlagen. Wird auch dieser Antrag abgelehnt, mussder Verwaltungsrat eine ausserordentiiche
Generalversammlung einberufen und das Geschäft erneut traktandieren.
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Art. 26a: Vergütungsausschuss

Der Vergutungsausschuss besteht aus einem oder mehreren Mitgliedern, die auch Mitglieder des Verwaltunasrates sein
müssen. Bezüglich Wahl und Amtsdauer gilt Art. 17 Abs. 2.

?f.rY!!lg.^n.91au?sc:hu^skI:)nstituie. 1^ sichselbst Er bezeichne^aus seiner Mitte einen Vorsitzenden. Im Übrigen eriässt
der Venwaltungsrat ein Reglement über die Organisation, die Berichterstattung und die Beschlussfassuna des Verou-'
tungsausschusses.

!T^?n^.n*-?LC?-enehn?ig.u^9.du!'ch, d1e, Generalvereammlung über die Gesamtentschädigung für den Verwaltungsrat
u^die.Ent,s.chäcli.?un9 des Dele9ierten beschliesst der Vergütungsausschuss die Entschädigungen der einzelnen°Mii-'
^^Ld-e-s.ve-^ltul1gs^te^ unddes Dele9ierten. Ausserdem berejtet er zuhanden des Verwaltungsrates"jähriich einen
^g-ü.t,IJ-nE5?cr-h!,.^-rLde''-das_Y^9ütu. n9y^e!T1 beschrcibt- sich über die Zielerreichung von für das Vergütungssys-
?-T. Se^t^-F.^to_re"_a^s?ri, cht,u,nd (1uantitativeAn9aben zu den von der Gesellschaft ausgerichtetenVergütIingen
lnttt?i ?-e-f y!^l.t.u-n9.s.faLh^t?en^erglitun9st?. ericht zuerstelten und abschliessend zu genehmigen. Der Verwaltungs-
rat legt den Vergütungsbericht der Revisionsstelle zur Prüfung vor und bringt ihn den Aktionären mit der Ein'laduna^ur
ordentlichen Generalversammlung zur Kenntnis.

C. - DIE REVISIONSSTELLE

Art. 27: Wahl und Amtsdauer

Die Generalvereammlung wählt für jedes Geschäftsjahr einen oder mehrere Revisoren als Revisionsstelle. Die Amts-
dauer endet mit der Generalversammlung, in welcher der Bericht für das betreffende Geschäftsjahr abzugeben ist Wie-
derwahl ist möglich.

Art. 28: Aufgaben

Die Revisio"sstelle hat die Aufgabe zu prüfen ob die Buchführung, die Jahresrechnung und der Antrag über die Ver-
Wendung des Bilanzgewinnes Gesetz und Statuten entsprechen. Sie hat überdies die weteren ihr nach Gesetz und Ste-
tuten zugewiesenen Aufgaben.

Art. 29: Berichterstattung

?? ̂ vi.^nss.telter.^eri<?.^t, der Generalvereammlu"9 schriftlich über das Ergebnis ihrer Prüfung. Sie empfiehlt Abnah-
me, mit oder ohne Einschränkung, oder Rückweisung der Jahresrechnung.

Auf die Anwesenheit des Revisors an der Generalversammlung, welche den Revisionsbericht abnimmt, kann die Gene-
ralversammlung durch einstimmigen Beschluss verzichten.

IV. RECHNUNGSABSCHLUSS, GESCHÄFTSBERICHT UND GEWINNVERTEILUNG

Art. 30: Rechnungsabschluss

Die JahresTechnung wird jeweils auf den vom Verwaltungsrat bestimmten Termin abgeschlossen.
Art. 31: Geschäftsbericht

Der Verwaltungsrat erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, welcher sich aus Jahresrechnuna, Jahresbe-
rieht und, wo nötig, Konzernrechnung zusammensetzt, -... --. -....-..g,

Art. 32: Gewinnverwendung

Über den Bilanzgewinn verfügt die Generalversammlung im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften.



Statuten

V. AUFLÖSUNG UND LIQUIDATION

Art. 33: Auflösung

Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Gesellschaft beschliessen.

Art. 34: Liquidation

Bei Beschluss der Auflösung mit Liquidation wird die Liquidation durch den Verwaltungsrat oder durch einen oder mehre-
re von der Generalversammlung zu wählende Liquidatoren durchgeführt.

VI. BEKANNTMACHUNGEN

Art. 35: Publikationen

Mitteilungen an die Aktionäre erfolgen per Briefen die im Aktienbuch verzeichneten Adressen und Anzeiae im Publikati-
onsorgan in Bezug auf Art. 10 vorstehend.

Publikationsorgan der Gesellschaft ist das Schweizerische Handelsamtsblatt. Der Verwaltungsrat kann weitere Publikati-
onsorgane bestimmen.

Revidiert:
Revidiert:
Revidiert:
Revidiert:
Revidiert:
Revidiert:
Revidiert:
Revidiert:
Revidiert:

Zug, 19. Juni 2007
Zug, 25. Juni 2009
Zug, 24. Juni 2010
Zug, 14. Juni 2011
Zug, 4. Juli 2013
Zug, 4. Juli 2014
Zug, 3. Juli 2015
Zug, 8. Juli 2016
Zug, 2. Juni 2022

Der Vorsitzende:

Dr. Hans Baumg rtner
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Beglaubigung:

Die unterzeichnende Urkundsperson des Kantons Zug, RA Dominik Rietiker.
Wenger Vieli AG, Metallstrasse 9, 6302 Zug, beglaubigt hiermit, dass es sich vor^
Ne9end um die vollständigen, unter Berücksichtigung der Änderungen der heutigen
ordentlichen Generalversammlung gültigen Statuten "handelt.

Zug, 2. Juni 2022 Die Urkunds erson:

<^̂ "'^

WM
<

v».«. ^^


